w eien, Donnerstag den 22. Juli 1880. 


XIII. Jahrgang. Nr. 30. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Hon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationsvreis: Für Wien mit Zuſendung in We tenuhrg 1 fl. En ee a Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
TUE Als werthvolle Veilage werden dem Blatte die Erkenutniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und betrügt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefalligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtauweiſung erbitten, 
erfuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ug 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beflagengebübr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamatienen, wenn unverſiegelt find vortofrei, können jedech nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
2 Nummer Berückſichtigung finden. 


In habt. 


Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik der potitiſchen Vereine in 
Oeſterreich. Von Dr. Karl Hugelmaun. II. Die politiſchen Vereine 
unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 1867 während des Quinquen⸗ 
niums 18681872. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Ein Mitglied des Bezirksausſchuſſes iſt zur Theilnahme an einer Berathung des 
letzteren, bei welcher es ſich um die Disciplinarbehandlung dieſes Mitgliedes 
handelt, nicht zu berufen. 

Im Falle das Waſſerſchöpſen aus einem Teiche durch die Gemeinde aus Sani⸗ 


reichliches Material muß zur Beantwortung der Frage vorliegen, ob 


tätsrückſichten unterſagt wird, gehört die Entſcheidung bezüglich der Störung 


im Beſitze dieſes Rechtes nicht auf den Proviſorialrechtsweg, ſondern vor 
die autonomen Behörden. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik der politiſchen 
Vereine in Beſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
11. ®) 


Die politiſchen Vereine unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes von 
867 während des Quinquenniums 1868 — 1872. 


Eine neue Zeit begann für die politiſchen Vereine mit dem Ber: | 


einsgeſetze vom 15. November 1867, denn dieſes erkannte, auf die 
Grundſätze des Vereinsgeſetzes von 1849 zurückgreifend, die Zuläſſigkeit 
politiſcher Vereine ausdrücklich an. Wohl ſind die politiſchen Vereine 
auch hier weſentlichen Beſchränkungen unterworfen, und zwar in Bezug 
auf die Mitgliedſchaft ſowohl als hinſichtlich der Organiſation und 
Thätigkeit, aber fie beſitzen ſeither wenigſtens einen geſicherten und all- 
gemein anerkannten Rechtsbeſtand. Wohl hat man die Nothwendigkeit 
der der politiſchen Vereinsthätigkeit gezogenen Schranken wiederholt 
angefochten, ein Initiativantrag aus dem Parlamente heraus hat es 
ſogar verſucht, den politiſchen Vereinen ſchlechtweg die Freiheit des ge- 
meinen Rechtes zu verſchaffen, aber von der Gegenſeite iſt der Gedanke voll⸗ 
kommen überwunden, politiſches Vereinsleben principiell zu negiren. 
Mehr als ein Decennium iſt ſomit verfloſſen, ſeitdem ſich in 
Oeſterreich politiſches Vereinsleben ununterbrochen entfalten kann, ein 


) Vergl. Nr. 17 des laufenden Jahrg. dieſer Zeitſchrift. 


ſich die Hoffnungen oder die Befürchtungen bewahrheitet haben, welche 
man an die Thätigkeit dieſer neuen Organe der öffentlichen Meinung 
knüpfte, ob ferner insbeſondere jene Schranken als nothwendig oder 
zweckmäßig erwieſen ſind, durch welche mau die politiſche Vereinsagitation 
eindämmen zu müſſen und einengen zu können vermeinte. 

Zur Beurtheilung dieſer Frage glauben wir im Nachſtehenden 
einen Beitrag liefern zu können, einen Beitrag, geſchöpft aus den Ma— 
terialien der amtlichen Vereinsſtatiſtik. Wir ſind in der Lage geweſen, 
auf Grund dieſer Materialien eine umfaſſende Geſchichte und Statiſtik 
der politiſchen Vereine Oeſterreichs zu verfaſſen ), und wir wollen es 
daher verſuchen, an dieſer Stelle einen Bruchtheil der erwähnten Arbeit, 
nämlich das allgemein Bedeutſame, mit Ausſcheidung des ziffer- und 
quellenmäßigen Apparats, zu veröffentlichen. 

Dieſe Arbeit umfaßt zwar nur das erſte Quinquennium des poli- 
tiſchen Vereinslebens, allein in dieſen fünf Jahren hat die neue 
Schöpfung ihren Culminationspunkt ſchon erreicht, ſo daß ein nahezu 


abſchließendes Urtheil möglich iſt. Es wird wenige Richtungen und 


Organiſationsformen geben, welche in dem zweiten Jahrfünft neu hinzu⸗ 
getreten ſind, denn bei dem raſchen Abfallen der Zahl der politiſchen 
Vereine in den letzten Jahren iſt au belangreiche Neubildungen über⸗ 
haupt kaum zu denken. 9) 

Wir hoffen ſomit, wenn nicht die ganze politiſche Vereinsbewegung, 
ſo doch das Maximum derſelben beleuchten und damit einen Beitrag zur 
Beurtheilung der Wirkſamkeit des Vereinsgeſetzes ſelbſt lieſern zu können. 


Ile 


Die Zahl der politiſchen Vereine 
Vertheilung. 


und ihre räumliche 


Das Vereinsgeſetz von 1867 iſt am 24. November kundgemacht 
und (mit Rückſicht auf die regelmäßige vacatio legis) am 8. Jänner 
1868 in Kraft getreten. Mit dieſem Tage beginnt ſomit auch die „neue 
Aera“ der politiſchen Vereine und alle Vereinsangaben, welche in das 
Jahr 1867 zurückgreifen, können ſich nur auf die die Gründung vor⸗ 
bereitenden Handlungen beziehen. Allein auch da iſt die Ausnützung der 
neuen Freiheit zunächſt eine ſehr mäßige; die Macht der Trägheit dem 


) Vergl. Ficker, Wirkſamkeit der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion für 
Oeſterreich in den Jahren 1872 bis 1876. Bericht an die 9. Verſammlung des 
internationalen ſtatiſtiſchen Congreſſes in Budapeſt. Wien 1876. Druck der k. k. 
Hof- u. Staatsdruckerei. 

Die Zahl der Vereine (im weiteſten Sinne) iſt nach der amtlichen Ver⸗ 
einsſtatiſtik ſeit 1868 im fortwährenden Steigen begriffen, und zwar in folgender 
Progreſſion: 5190, 6469, 8021, 9179, 10.807, 11.552, 12.119, 11.747, 13.177, 
13.722, 14.235. Die Zahl der politiſchen Vereine hingegen weiſt nachfolgende Skala 
auf: 64, 153, 339, 501, 555, 553, 542, 532, 517, 487, 458. Das Maximum 
der letzteren iſt ſomit ſchon 1872 erreicht und die Abnahme wird von da an eine 
immer raſchere. Wenn man dazu noch erwägt, wie viele Vereine oft nur leben, 


weil ſie nicht ſterben können, ſo ſind dieſe Ziffern von zwingender Kraft. 


Ungewohnten gegenüber erweiſt fich ſtärker als der Reiz der Neuheit 
und es bedarf der großen politiſchen Ereigniſſe der Jahre 1870 und 
1871, um die Vereinsgründungen in raſchen Fluß zu bringen. Es ent⸗ 
ſtanden nämlich im Jahre 


1868 . 65, 
1869 . „ Bil, 
1870 2 1830 
dal 2 u . 169 3) politiſche Vereine. 


Mit der fieberhaften Gründungsthätigkeit der beiden letztgenannten 
Jahre ſcheint das Bedürfniß aber anch ſchon befriedigt zu ſein, denn 
das Jahr 1872 kennt uur 62 neue Gründungen, alſo weniger ſogar 
als das Jahr 1868. 

So kurz dieſe Beobachtungsreihe auch iſt, ſo glauben wir aus 
derſelben doch ſchon eine hochbedeutſame Thatſache zu erkennen. Nicht 
das ſtätige Intereſſe am politiſchen Leben iſt das treibende Motiv bei 
der Gründung politiſcher Vereine, ſondern der agitatoriſche Drang; die 
politiſchen Vereine ſind weit weniger ein conſtantes politiſches Bildungs⸗ 
mittel als vielmehr in erſter Linie ein Mittel der Agitation. 

Vou den c. 580 politiſchen Vereinen, welche im Laufe von fünf 
Jahren das Licht des Tages erblickt, beſtanden aber keineswegs alle 
mit Schluß der Periode noch fort. Entweder fehlte der günſtige Boden 
von Anbeginn oder ſchwand das Intereſſe an dem Vereine mit der 
politiſchen Conſtellation dahin, welche ihn in's Leben gerufen, oder es 
trat endlich ein Gegenſatz zwiſchen den Vereinsbeſtrebungen und jenen 
der Staatsgewalt zu Tage, welche letztere zur Unterdrückung der Vereins- 
thätigkeit veranlaßte. 

Wir ſind zwar nicht in der Lage, dieſe Todesarten getrennt 
nachzuweiſen, ſo viel dürfte aber doch gewiß ſein, daß die Auflöſung 
durch die Behörde weniger Opfer fordert, als der marasmus senilis, 
welcher bei vielen Vereinen raſch auf die Jugendblüthe folgt. Im Ganzen 
haben in der in Rede ſtehenden Zeit 36 von 580 Vereinen das 
Zeitliche geſegnet. ) 

Wenn wir die Daten über die Vereinsgründungen mit jenen über den 
Untergang der Vereine combiniren, ſo ergibt ſich nachfolgende Tabelle 
über den Beſtand politiſcher Vereine: Mit Jahresſchluß 


1868 . 64, 
1869 153, 
1870 339, 
1871 501, 


1872 es. 555. 

Im Jahre 1868 entfällt ſomit ein politiſcher Verein im Durch- 
ſchnitte auf 88 Quadratmeilen und 1 Million Einwohner, im Jahre 
1872 auf 10 Geviertmeilen und 36.000 Menſchen. 

Wenn wir aber die einzelnen Länder in's Auge faſſen, ſo ſtellen 
ſich uns ganz andere Ergebniſſe dar. 

In Dalmatien und Iſtrien iſt das Inſtitut der politiſchen 
Vereine ſtets ganz unbekannt geweſen und in anderen Ländern gibt es 
wenigſtens Länderſtrecken, welche Dalmatien und Iſtrien an Umfang 
und Einwohnerzahl gleichſtehen und des Inſtituts der politiſchen 
Vereine entbehren. Die politiſche Gliederung zertheilt Oeſterreich (nach 
dem Stande von 1872) in 32 Städte mit eigenem Statut und 
325 Bezirkshauptmannſchaften, ſomit zuſammen in 357 Verwaltungs⸗ 
gebiete erſter Ordnung. Wäre die räumliche Zerſtreuung der politiſchen 


3) Die oben mitgetheilten Ziffern ſowie die ſpäter folgenden beruhen zum 
Theile auf Ermittlungen, die in den Jahren 1873 und 1874, alſo lange nach 


den unterſuchten Vereinsgründungen vorgenommen wurden. Sie ſtimmen daher 


mit den in dem „ſtatiſtiſchen Jahrbuche“ nach den erſten offtetellen Aufnahmen 
fortlaufend mitgetheilten Ziffern nicht überein; letztere weiſen zwar auch die pro⸗ 


greſſive Tendenz auf, ſind aber bedeutend kleiner. Erſt in dem officiellen Geſammt⸗ 


werke für das Decennium 1867 — 1876 („Statiſtiſches Handbuch der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie“) ſind mit unſeren Daten harmonirende Summen gegeben. 


Der Grund der Unſicherheit über den Beſtand der polit ſchen Vereine liegt in 


verſchiedenen Umſtänden. Zunächſt darin, daß die 1866 vor dem neuen Vereins⸗ 
geſetze geſchaffene Vereinsſtatiſtik in den officiellen Erhebungsformularen eine 
Rubrik für die politiſchen Vereine als eigene Species überhaupt nicht kennt, 


ſodann aber auch in der Mangelhaftigkeit des Vereinsgeſetzes felbſt, da dieſes 


kein Mittel kennt, um die Inarticulirung des politiſchen Titels in den Vereins⸗ 
ſatzungen zu erzwingen und auf diefe Weiſe die politiſche Vereinsnatur allgemein 
erſichtlich zu machen. Vergl. Hugelmann, Studien zum öſterreichiſchen Vereins⸗ 


und Verſammlungsrechte. II. Die politiſchen Vereine. XII. Die amtliche Vereins⸗ 


ftatiftik. 
Das zweite und dritte Vereinsjahr find es, welche in Abweichung von 
den Geſetzen der Kinderſterblichkeit hier die meiſten Opfer fordern. 


124 


—— æ .- — ͤ .y-—— ̃ ̃ ũ -—— 4 —— — un —— 


Vereine eine völlig gleichmäßige, jo könnten fie ſchon im Jahre 1870 
in keinem dieſer Gebiete fehlen und 1872 müßten ſich in jedem der⸗ 
ſelben mindeſtens einer, in faſt zwei Dritteln ſogar wenigſtens zwei 
befinden. Statt deſſen ſtellt ſich aber im letztgenannten Jahre die räumliche 
Vertheilung ungefähr folgendermaßen dar. 


Politiſche Vereine fehlen von den exemten Städten nur in Rovigno, 
Roveredo und Ungariſch⸗Hradiſch, von den 325 Bezirkshauptmannſchaften 
haben ſich aber nur 143 zu ihrem Boden gemacht, 182, alſo mehr 
als die Hälſte, entbehren ſie vollſtändig. Zu den letzteren gehören zu⸗ 
nächſt die 12 dalmatiniſchen und 6 iſtriſchen Bezirke, ſodann die 
4 Bezirke der Grafſchaft Görz und die 8 der Bukowina, endlich in 
Tirol ſämmtliche Bezirke der ehemaligen Kreiſe Trient und Roveredo, 
und außerdem noch Lienz und Ampezzo 8). Krain und Galizien geſellen 
ſich dieſer Gruppe unmittelbar an. In Galizien ſind von ſämmtlichen 
74 Bezirken nur 4 activ und da die Sitze der hier zu Tage tretenden 
Vereine durchwegs ehemalige Kreishauptſtädte ſind, ſo thun wir wohl 
nicht Unrecht, wenn wir auch in Galizien das flache Land als völlig 
paſſiv bezeichnen. In Krain tauchen zwar in 3 von den 11 Bezirken 
politiſche Vereine auf, allein dieſe Schöpfungen ſind Producte des 
letzten Jahres des Quinquenniums, ihre Nachhaltigkeit hat ſich ſomit 
erſt zu bewähren; im Jahre 1870 wenigſtens gab es außerhalb 
Laibachs gar keinen, 1871 nur einen politiſchen Verein. Ja ſelbſt in 
Böhmen noch hat fi die Mehrzahl der Bezirke (über / derſelben, 
nämlich 50 von 89) der politiſchen Vereinsagitation fernegehalten; es 
fällt dies zum größten Theile auf Rechnung der Bezirke des czechiſchen 
Stammes. 

Erſt in den übrigen Ländern wird die Paſſivität zur Ausnahme. 
In Schleſien machen ſich als paſſiv Freiſtadt und Freudenthal, in 
Mähren Datſchitz, Olmütz (Umgebung), Trebitſch und Wallachiſch-Meſe⸗ 
ritſch bemerkbar, in Nieder- und Oberöſterreich beharren je drei Bezirke 
ununterbrochen in der Negation, dort Wiener-Neuſtadt, Lilienfeld, Kor- 
neuburg, hier Kirchdorf, Rohrbach und Steyr, in Steiermark und 
Kärnten endlich ſteht dieſe Erſcheinung in Luttenberg und Hermagor 
vollſtändig iſolirt da. Hiebei müſſen wir noch in Anſchlag bringen, daß 
für die Bezirke Olmütz, Wiener-Neuſtadt und Steyr das Bedürfniß 
politiſcher Vereinsorganiſation gewiß durch die von ihnen umſchloſſenen 
eremten Städte befriedigt wird, für Freudenthal und Freiſtadt wahr— 
ſcheinlich wenigſtens zum Theile von Jägerndorf und Teſchen aus, ſo 
daß ſich in dieſer ganzen Ländergruppe als vollſtändig unthätig höchſtens 
neun Bezirke erweiſen. Immerhin bleiben aber Salzburg und Vorarl— 
berg die einzigen Länder, welche ein durch keine Lücke unterbrochenes 
Vereinsnetz beſitzen. 

Natürlich ſind die activen Gebiete von einander weit verſchieden 
in dem Grade der Intenſität ihrer Thätigkeit. 

Im Allgemeinen ſei ſo viel bemerkt, daß wir, von den exemten 
Städten abgeſehen, in etwa 50 Bezirkshauptmannſchaften einen, 
in ungefähr 70 zwei bis vier, in 15 fünf oder ſechs und 
nur in 12 noch mehr politiſche Vereine finden. In Böhmen weiſt 
Kaaden das höchſte Reſultat auf (7), in Niederöfterreih St. Pölten, 
Krems und Amſtetten (8, 9, 10), in Vorarlberg Bregenz und 
Feldkirch (8 und 10 neben 1 in Bludenz). Am häufigſten finden 
wir aber dieſe locale Zuſammendrängung in Steiermark, da hier Bruck, 
Cilli, Leibnitz und Feldbach in die höchſte Kategorie gehören und die 
Umgebung von Graz es ſogar auf 27 Vereine bringt, ein Reſultat, 
welches unübertroffen daſteht. Der unter allen öſterreichiſchen Gebieten 
zunächſt kommende Bezirk Umgebung Klagenfurt (11 Vereine) folgt in 
weitem Abſtande. f 


Die Anhäufung in einzelnen Bezirken kann von zweierlei Art 
ſein. Entweder finden ſich in dieſen Bezirken größere Orte, welche 
mehrere Vereine von ſich befehdender Richtung neben einander erzeugen, 
oder es dringt die Vereinsorganiſation ſelbſt in die kleinen Ortſchaften 
des flachen Landes ein, dann aber zumeiſt mit iſolirten Gliedern 
identiſcher politiſcher Tendenz. Welcher dieſer Organiſationsformen ſich 
das öſterreichiſche politiſche Vereinsleben bedient, wollen wir im Nach- 
ſtehenden unterſuchen. 

Die 555 Vereine des Jahres 1872 vertheilen ſich auf nahezu 


450 Vereinsſitze, mehr als ein Verein findet ſich demnach nur etwa 


in einem Viertel der letzteren und das iſolirte Auftreten der Vereine 


3) Es ſtimmt zu dieſem Bilde vollkommen, daß unter den exemten Städten 
ohne politiſche Vereine ſich gerade Rovigno und Roveredo finden. 
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iſt die Regel. Dies wird noch deutlicher, wenn wir unter den Vereins- | 


ſitzen die Orte ohne eigenes Statut von den exemten Städten trennen. 
Auf 420 der erſteren entfallen nämlich 463, auf 26 der letzteren 
92 Vereine. Während jede der exemten Städte durchſchnittlich drei bis 
vier Vereine beherbergt, entfällt ſomit auf die übrigen Gemeinden faſt 
durchwegs nur je ein Verein, denn blos bei 34 Gemeinden, alſo 
höchſtens einem Zwölftel der Geſammtheit, haben wir hier Mehr- 
bikdungen zu verzeichnen. ©) 

Aus der charakteriſirten Art der räumlichen Vertheilung der 
politiſchen Vereine ergibt ſich uns nachſtehende allgemeine Folgerung. 


Die locale Zuſammendrängung in einzelnen Ländern beweiſt, daß 
die Bevölkerung weiter Landſtriche ſich entweder dem politiſchen Leben 
gegenüber überhaupt apathiſch verhält oder die Anwendung der gewöhn— 
lichen Mittel der Agitation principiell verſchmäht. Aus der Erſcheinung 
örtlicher Zerſtreuung und iſolieter Anſiedelung in den kleineren Gebieten 
hinwiederum erhellt die Thatſache räumlicher Sonderung der Parteien 
in Oeſterreich, denn als die Organe des Parteilebens müſſen wir die 
politiſchen Vereine doch betrachten. Nur ſelten meſſen ſich die Parteien 
auf einem gemeinſamen ſtrittigen Boden des Vereinslebens, auf dem 
flachen Lande ſcheinen es die Minoritäten, wo ſolche überhaupt vor- 
handen ſind, zur Vereinsorganiſation überhaupt noch nicht gebracht 
zu haben. Die Parteien Oeſterreichs müſſen demnach vorausſichtlich 
eine locale Färbung beſitzen, mehr oder minder müſſen ſich decken 
Landsmannſchaft und Partei, es kann, da wir es mit einem polyglotten 
Staate zu thun haben, das nationale Element in der Schaffung 
politiſcher Gegenſätze nicht fehlen und große ſtaatliche Geſichtspunkte, 
welche in gleicher Weiſe Centrum und Peripherie durchdringen müßten, 
haben ſicherlich in dem öſterreichiſchen Parteileben die örtlichen 
Beſonderheiten nicht zu überwinden vermocht. 

Wenn wir nun zu der näheren Charakteriſirung der Vereinsſitze 
übergehen, ſo wird uns für die Frage, ob die politiſchen Vereine in 
den Verkehrscentren oder abſeits derſelben wurzeln, eine doppelte 
Unterſuchung von Wichtigkeit ſein, erſtens, welche Vereinsſitze zugleich 
die Sitze politiſcher oder gerichtlicher Behörden ſind, und zweitens die 
Einwohnerzahl der von den Vereinen beſetzten Gemeinden. 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo ergibt ſich als nächſtes Reſultat, 
daß auf dem flachen Lande 143 Bezirkshauptmannſchaften (mit ungefähr 
460 Vereinen) activ erſcheinen. Da ſomit auf jeden beſetzten politiſchen 
Bezirk durchſchnittlich mehr als drei Vereine entfallen, ſo könnte man 
in der Vorausſetzung gleichmäßiger Anziehung durch die Verkehrscentren 
annehmen, daß ſich an jedem Sitze eines Bezirksgerichtes auch wenigſtens 
ein politiſcher Verein finden müßte und daß in den Gegenden beſonders 
vorgeſchrittener Organiſation noch außerdem hie und da ein Verein in 
weniger bedeutende Ortſchaften vorgedrungen ſein könnte. Dieſe Er- 
ſcheinung tritt aber durchaus nicht ein, im Gegentheile, es findet ſich 
nicht einmal in der Hälfte der beſetzten Gebiete (nämlich nur in 149) 
ein politiſcher Verein an dem Sitze des Bezirksgerichtes. Selbſt in 
Steiermark und Vorarlberg ſind trotz der reichen Verzweigung des 
Vereinsnetzes nicht einmal die Hauptorte der Bezirkshauptmannſchaften, 
geſchweige jene der Gerichtsbezirke, ſämmtlich occupirt. 


Iſt die Annahme ſtatthaft, daß die Vororte der Bezirke die 
natürlichen Centren ſind, ſo kann man nach all' dem Geſagten die 
Folgerung kaum von ſich weiſen, daß es dem politiſchen Vereinsweſen 
Oeſterreichs, aus was immer für Hinderniſſen, an der rechten Organi— 
ſation gebricht. So wirkſam die individuelle Initiative ſich auch in ein— 
zelnen Fällen erweiſen mag, der Mangel, daß gerade die Bevölkerung 
der wichtigeren Orte ſich an der politiſchen Vereinsagitation unbetheiligt 
zeigt, kann durch die Thätigkeit in den zerſtreuten peripheriſchen Ort 
ſchaften nur zum Theile ausgeglichen werden. 


) In Wien beſtehen 25 Vereine, in Prag und Graz je 7, in Brünn 6, 
in Marburg 5, in Linz und Lemberg je 4, in Salzburg, Innsbruck, Klagenfurt, 
Laibach, Troppau, Czernowitz je 3, in Wiener⸗Neuſtadt, Waidhofen a. d. Ybbs, 
Steyr, Bozen, Görz, Reichenberg, Iglau, Olmütz, Znaim je 2, in den übrigen 
(alſo auch in Trieſt, Krakau) je 1. Ziehen wir die Volkszahl der Städte in 
Betracht, ſo wird es klar, daß nicht die größten Städte die zahlreichſte Vereins⸗ 
bildung aufweiſen, ſondern daß ſich das politiſche Clubweſen viel leichter in den 
mittleren und kleineren entfaltet. Und ebenſo unverkennbar iſt es, daß die Land⸗ 
gemeinden für eine local ſelbſtſtändige Gliederung der Parteien keinen Raum 
gewähren, deun Doppelbildun zen von Vereinen, wie in Höchſt mit nicht ganz 
2000 und Gföhl mit nicht 1000 Einwohnern, ſtehen in dieſer Gruppe ganz 
vereinzelt dar. 


mehr als drei Viertel ſämmtlicher Vereinsſitze, und ſelbſt in 


Dieſe Schlüſſe erweiſen ſich als vollkommen gerechtfertigte, wenn 
wir die Bevölkerungsziffer der Vereinsſitze mit in Erwägung ziehen. 
Von den Städten mit eigenem Statut abgeſehen entfällt ein Drittel 
der Vereinsſitze auf Ortſchaſten unter 1000, ein Viertel auf Gemeinden 
bis zu 2000 und etwas über ein Viertel auf die Kommunen bis zu 
5000 Einwohnern, nicht einmal ein Sechſtel der Vereinsſitze wird 
ſomit von den Gemeinweſen mit über 5000 Bewohnern gebildet. Zumal 
in Steiermark, Niederöſterreich und Salzburg iſt das Ueberwiegen der 
kleinen Ortſchaften bemerklich. Die Gemeinden mit weniger als 1000 
Einwohnern betragen hier mehr als die Hälfte, in Salzburg ſogar 
den 
Sudetenländern kommt dieſe Gruppe ſehr wenig, etwa mit einem 
Fünftel, in Anſchlag. Es iſt zudem nicht zu vergeſſen, daß in dieſer 
erſten Gruppe gerade die kleinſten Ortſchaften mit 200, 300 Menſchen ein 
beträchtliches Contingent lieſern, daß in Niederöſterreich, Salzburg und 
Steiermark ein Fünftel bis ein Viertel aller Vereine des flachen Landes 
in dieſen winzigen Ortſchaften wurzelt.) Erwägt man dies, jo muß die 
Wirkſamkeit der politiſchen Vereine Oeſterreichs als eine weit mehr örtlich 
begrenzte erſcheinen, als man es nach der Zahl der Vereine erwarten 
möchte, und es fällt ſpeciell in den Ländern reicherer Vereinsbildung 
ein bedeutender Theil jener Machtfülle hinweg, welche man dem über 
dieſe Länder ausgeſpannten Vereinsnetze von vorneherein zuzuſchreiben 
geneigt geweſen wäre. Man ziehe nur in Betracht, in wie wenigen 
Orten ein nahe verwandter Factor der politiſchen Agitation, die 
politiſche Zeitung, concentrirt ift, 9) und die Folgerung wird ſich von 
ſelbſt ergeben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Mitglied des Bezirksausſchuſſes iſt zur Theilnahme an einer 
Berathung des letzteren, bei welcher es ſich um die Diseiplinar⸗ 
behandlung dieſes Mitgliedes handelt, nicht zu berufen. 

Der Bezirksausſchuß in R. hatte in ſeiner Sitzung vom 26. Mai 
1879 auf Grund des § 100 der Gemeindeordnung für Böhmen vom 
16. April 1864 den Beſchluß gefaßt, über Anton C., Gemeindevor⸗ 
ſteher in O. und zugleich Mitglied des Bezirksausſchuſſes, wegen Nicht⸗ 
befolgung der auf die Aufſicht über Maß und Gewicht bezüglichen 
Verfügungen des böhmiſchen Landesausſchuſſes, dann des R.'er Bezirks⸗ 
ausſchuſſes eine Geldſtrafe von 10 fl. zu verhängen. 

Ueber Einſchreiten des Anton C. vom 29. Mai 1879 hat es 
die k. k. Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 22. September 1879, 
3. 57.110, abgelehnt, der von dem Genannten wegen der unterlaſſenen 
Berufung desſelben zu der bezüglichen Bezirksausſchußſitzung angefochtenen 
Giltigkeit des erwähnten Beſchluſſes des R.'er Bezirksausſchuſſes 
entgegenzutreten. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand unterm 2. Jänner 1880, 
3. 18.834 v. J. 1879, dem gegen dieſen Statthaltereierlaß einge⸗ 
brachten Recurſe des Anton C. keine Folge zu geben, weil es in der 
Natur der Sache liegt, daß ein Mitglied des Bezirksausſchuſſes zur 
Theilnahme au einer Berathung des letzteren, bei der es ſich um die 
disciplinare Behandlung dieſes Mitgliedes nach §8 100 der Gemeinde⸗ 
ordnung handelt, nicht zu berufen iſt. D. 


Im Falle das Waſſerſchöpfen aus einem Teiche durch die Ge⸗ 


meinde aus Sanitätsrückſichten unterſagt wird, gehört die Ent: 
ſcheidung bezüglich der Störung im Beſitze dieſes Rechtes nicht 
auf den Proviſorialrechtsweg, ſondern vor die autonomen Behörden. 


Mittelſt der Entſcheidung des Bezirksgerichtes in D. vom 17. Mai 
1879, 3. 2039, wurde über die Klage des Schija M. Franziska K. 
der Störung des Beſitzes des Rechtes des Klägers des Wafferſchöpfens 
aus dem Teiche bei dem Hauſe der Belangten ſchuldig erkannt. 


) Es iſt hiebei immer im Auge zu behalten, daß es nach der Volks⸗ 
zählung von 1869 in allen im Reichsrathe vertretenen Ländern 1531 Gemeinden 
mit mehr als 2000 Einwohnern gab, daß alſo fait die dreifache Zahl der polt⸗ 
tiſchen Vereine in dieſen Platz hätte, ohne von den kleineren Gemeinden anch 
nur eine in Anſpruch zu nehmen. 

8) Vgl. Winckler, die periodiſche Preſſe Oeſterreichs, S. 229, 230 und 
die dazu gehörigen Tabellen. Im Jahre 1873 erſchienen in Oeſterreich 866 
periodiſche Druckſchriften an 108 Druckorten. 


In dem dagegen ergriffenen Recurſe hat Franziska K. angeführt, 


daß dem Kläger mittelſt Beſchluſſes der Gemeinde das Schöpfen des 
Waſſers aus dieſem Teiche aus Sanitätsrückſichten, namentlich zur Ver⸗ 
meidung der Rinderpeſt, welche Kläger als Gärber von Rindshäuten 
verſchleppen könnte, unterſagt wurde. 

Das Krakauer Oberlandesgericht hat aber demungeachtet die 
bezirksgerichtliche Entſcheidung beſtätigt, weil die erſt im Recurſe ange⸗ 
führten neuen Umſtände gemäß $ 333 G. O. nicht berückſichtigt werden 
können. 

Ueber außerordentlichen Reviſionsrecurs der Geklagten hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſch. vom 5. Februar 1880, 3. 137, 
in der Erwägung, daß zuſolge des dem Appellationsrecurſe angeſchloſſenen 
Auszuges aus dem Berathungsprotokolle des Gemeinderathes die Unter⸗ 
ſagung des weiteren Waſſerſchöpfens aus dem ſtrittigen Teiche vom 
Gemeinderathe aus Sanitätsrückſichten beſchloſſen und von demſelben, 
ſowie vom Gemeindevorſtande erlaſſen wurde, welcher Umſtand, falls 
ſelber ſich als richtig erweiſen ſollte, auf die Entſcheidung des vorliegenden 
Streites von Weſenheit ſein dürſte, zumal eine derlei Verfügung nach 
8 27 lit. f des Gemeindegeſetzes zum Wirkungskreiſe der autonomen 
Gemeinde gehört und die derſelben widerſtreitende Proviſorialentſcheidung 
ſich als ein unzuläſſiger Eingriff in die Befugniſſe der Behörde darſtellen 
würde, gegen deren Verfügung die Beſchwerde nur auf dem, durch das 
Gemeindegeſetz vorgeſchriebenen Wege zuläſſig iſt und die Gerichte in 
Gemäßheit der Vorſchrift der 88 1 G. O und 5 der kaiſ. Verordnung 
vom 27. October 1849 die Grenze ihrer Gerichtsbarkeit in jedem 
Stadium des Streites ſich gegenwärtig zu halten, von Amtswegen ver⸗ 
pflichtet ſind, die angefochtene Entſcheidung beider Untergerichte zu 
beheben und die Ergänzung der Verhandlung anzuordnen befunden. 

Ger.⸗Halle. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
I. Stück. Ausgeg. am 20. Jänner. 

1. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 24. December 
1879, 15.745, betreffend die Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege und 
den Unterhalt der Kranken in den öffentlichen Spitälern pro 1880. 

2. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 29. December 
1879, 8. 16.429, betreffend die Einhebung der Landesumlagen für das Jahr 1880. 

3. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 7. Jänner 1880, 
8. 148, betreffend die Beigebung des Amtsbezirkes des aufgehobenen Zollamtes 
von Vodizze dem Amtsbezirke des Hauptzollamtes II. Claſſe in Sebenico. 

4. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. Jänner 
1880, Z. 272, betreffend die Einhebung ſelbſtſtändiger Abgaben von Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten ſür Landes⸗ und Gemeindezwecke im Jahre 1880. 

II. Stück. Ausgeg. am 26. Februar. 

5. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Februar 
1880, Z. 1687, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Gemeinden Gelſa, Riſano, Peraſto, Zlarin und Caſtelnuovo. 

6. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Februar 
1880, Z. 1688, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Sottomonte, Kutiste, Viganj und Stankovie der Ortsgemeinde 
Sabbioncello. 

7. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Februar 
1880, Z. 1689, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den directen Steuern 
in der Ortsgemeinde Mula. 

8. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. Februar 


1880, 3. 2017, womit die für Militärſtellung im Jahre 1880 beſtimmten 


Tage kundgemacht werden. 

9. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. Februar 
1880, Z. 2318, mit welcher das Geſetz für die Aushebung des Militärcontingents 
pro 1880 veröffentlicht wird. 

10. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. Februar 
1880, Nr. 35 1-Pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Ober⸗Kiſtany in dem 
politiſchen Bezirke Benkovac. 

III. Stück. Ausgeg. am 4. März. 

11. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 23. Februar 

1880, 3. 2572, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 


126 


A ... w...!!! 


12. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Februar 
1880, Z. 2618, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den directen Steuern 
in der Ortsgemeinde Grbalj. 

13. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. Februar 
1880, 3. 2656, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Ortsgemeinden Sukurac, Trappano, Kiſtanje, Meleda und Laftıra. 

14. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 2. März 
1880, 3. 2805, betreffend die Entwaffnung des Dorfes S. Filippo⸗Giacomo in 
dem politifchen Bezirke Zara. 

IV. Stück. Ausgeg. am 30. März. 

15. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. März 
1880, Z. 3530, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den directen Steuern 
in der Ortsgemeinde Comiſa. 

16. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 24. März 
1880, Z. 4112, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Broce, Oslje, Smokovljani, Stupa, Viſocani, Boljenovic, 
Hodilje, Liſac, Podimoe und Sparagovici der Ortsgemeinde Stagno. 

17. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 24. März 
1880, 3. 583. pr., betreffend die Entwaffnung der Dörfer Potravlje und Maljkovo 
im politiſchen Bezirke Sinj. 

18. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. März 
1880, 8. 4107, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Kale, Galovac, S. Caſſiauo, Kuklica, Oltre, Seſtrunj, Borgo⸗ 
Erizzo⸗Crno⸗Malpaga, Smokovic, Poljana, Skabrnje, Zemonico, S. Eufemia der 
Gemeinde Zara und des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer in der Gemeinde⸗ 
fraction Zara. 

19. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. März 
1880, 3. 4110, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fraktionen Nereſi und Dracevica der Ortsgemeinde Nereſi und Leſina, 
Grablje und Brusje der Ortsgemeinde Leſina, ſowie des Zuſchlages zur Ver⸗ 
zehrungsſteuer in den Fractionen Nerefi, Dracevica und Leſina. 

20. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. März 
1880, 3. 4111, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den directen Steuern 
in den Fractionen Nona⸗Zaton, Poljica, Razance und Verke der Ortsgemeinde 
Nona. 

21. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 25. März 
1880, Z. 4113, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen S. Giovanni und Humazzo inferiore der Ortsgemeinde 
S. Giovanni und des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer in der Fraction 
S. Giovanni. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 1 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 2 R. G. Bl. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 31. Decem⸗ 
ber 1879, womit im Einverftändniffe mit der Regierung der Länder der unga⸗ 
riſchen Krone die auf Grund des Geſetzes vom 20. December 1879 (R. G. Bl. 
Nr. 142) getroffenen Beſtimmungen über den Veredlungsverkehr mit dem deutſchen 
Zollgebiete durchgeführt werden. 

Nr. 2. Ausgeg. am 17. Jänner. 
Allgemeines. 

Anrechnung der nur activ vollſtreckten Militärdienſtzeit für Civil⸗Staats⸗ 
diener oder ihrer Angehörigen. Z. 33.956, 8. Jänner. 

Abdruck von Nr. 7 R. G. Bl. 

Nr. 3. Ausgeg. am 22. Jänner. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Jänner 1880, womit 
für den Monat Februar 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 308. F.⸗M. 
20. Jänner. 

Verbot des Vertriebes des um den Preis von acht Gulden per Meter- 
centner erkauften Haller Salzes außerhalb Tirol und Vorarlberg, dann der 


beſtimmten Bezirke Oberkärntens. Z. 28.112. 8. Jänner. 


Nr. 4. Ausgeg. am 12. Februar. 
Allgemeines. 
Inſtruction zur Regelung: der im Punkte 2 der Verordnung des Ge⸗ 


in den zu der Ortsgemeinde Luksie gehörigen Fractionen Luksie und Kambelovac. ſammtminiſteriums vom 31. December 1879, betreffend die theilweiſe Ver⸗ 
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längerung des Handelsvertrages mit dem deutſchen Reiche vom 16. December läßlich eines einzelnen Falles verſchiedene Weiſungen über den Vorgang bei 


1878, vereinbarten Vertragsmodification. Z. 337. F.⸗M. 2. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 13 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 14 R. G. Bl. 
Nr. 5. Ausgeg. am 18. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 16 R. G. Bl. 
Nr. 6. Ausgeg. am 24. Februar. 
Allgemeines. 
Verfaſſung der jährlichen und monatlichen Waarenverkehrsausweiſe von 
Seite der dalmatiniſchen und der an der Seeküſte von Iſtrien, Görz und Gra⸗ 
diska gelegenen Zollämter. Z. 4234. 16. Februar. 
In directe Abgaben und Staats monopole. 
Zollbehandlung der Gegenſtände für die Fachausſtellung der Drechsler 


und Bildſchnitzer in Leipzig. Z. 4159. 15. Februar. 
Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Februar 1880, womit 


für den Monat März 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 


von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 948. F.⸗M. 


20. Februar. 
Nr. 7. Ausgeg. am 16. März. 


Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 26 R. G. Bl. 

Auflaſſung des ſelbſtſtändigen Tabak⸗ und Stempelverſchleißmagazins in 
Sedletz. Z. 5919. 1. März. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Gebührenbehandlung des hierlands befindlichen beweglichen Nachlaſſes 
rumäniſcher Staatsangehöriger. Z. 5349. 25. Februar. 

Richtigſtellung des alphabetiſchen Waarenverzeichniſſes zum Zolltariſe vom 
27. Juni 1878 bei den Schlagworten: Blätter, Palmenblätter und Zwergpalmen⸗ 
blätter. Z. 1254. 15. Februar. 

Ermächtigung des Nebenzollamtes I. Claſſe Niedergrund zu Schandau in 
Sachſen zur Austrittsbehandlung von Zucker. Z. 6240. 6. März. 

Denaturirung des Olivenöls. Z. 4989. 11. März. 

Nr. 8. Ausgeg. am 18. März. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 29 R. G. Bl. 

Abdruck von Nr. 28 R. G. Bl. 

Nr. 9. Ausgeg. am 22. März. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. März 1880, womit 
für den Monat April 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1459. F.⸗M. 
20. März. 

Nr. 10. Ausgeg. am 27. März. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 31 R. G. Bl. 

Nr. 11. Ausgeg. am 31. März. 
Allgemeines. 

Abdruck von Nr. 33 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 32 R. G. Bl. 

Richtigſtellung des alphabetiſchen Waarenverzeichniſſes zum Zolltarife vom 
27. Juni 1878 in Bezug auf Eilendreh- und Hobelſpäne. Z. 8677. 27. März. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 


Cultus und Unterricht. 
J. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. 
Nr. 1. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
27. November 1879, Z. 18.296, an den Landesſchulrath für Steiermark, betref- 


fend die ſortlaufende Giltigkeit der Lehrbefähigungszeugniſſe der Lehrer an den 


landſchaftlichen Bürgerſchulen. 
Nr. 2. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 


26. December 1879, Z. 19.297, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend 


die Gebührenfreiheit der Mittelloſigkeitszeugniſſe ſowie der Geſuche um Befreiung 
vom Schul⸗ und Unterrichtsgelde. 
II. Stück. Ausgeg. am 17. Jänner. 
Nr. 3. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 


8. Jänner 1880, 3. 17.721, an den Statthalter in Böhmen, mit welchem an⸗ 


Inventirung des Vermögens von Kirchen, Beneficien und geiſtlichen Communi⸗ 
täten ertheilt werden. 
III. Stück. Ausgeg. am 3. Februar. 


IV. Stück. Ausgeg. am 16. Februar. 

Nr. 4. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
| 8. Februar 1880, 3. 1724, betreffend den Vorgang bei der Wahl der Vertreter 
der Privatdocenten im Profeſſorencollegium. 

V. Stück. Ausgeg. am 1. März. 

Nr. 5. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
| 10. Februar 1880, 3. 2160, betreffend die ſeitens der Schule für thunlichſte 
Schonung des Sehorganes der Schüler zu tragende Sorge und die hienach zu 
fordernde typographiſche Ausſtattung der Lehrtexte und Lehrmittel für Mittel⸗ 
ſchulen. 

Nr. 6. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unter richt vom 
22. Februar 1880, Z. 15.678, an alle Landeschefs, betreffend die Verrechnung 
der den Staatslehranſtalten zugewieſenen Geldverläge. 
VI. Stück. Ausgeg. am 15. März. 
Nr. 7. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 2. März 
1880, Z. 1072, betreffend den Zweck der den Programmen der Mittelſchulen 
beizugebenden wiſſenſchaſtlichen oder pädagogiſchen Abhandlungeu. 


| — 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 19. April 1880, 3. 3359, an 
ſämmtliche Länderſtellen, betreffend die Errichtung von Vorſchußcaſſen für den 
Perſonaleredit der kleinen Grundbeſitzer und des Kleingewerbes aus den verfüg⸗ 
| baren Reſervefonds-leberſchüſſen der Spareaſſen. 

Nachdem die Beſchaffung billigen Perſonaleredits, namentlich für die 
Claſſe der ländlichen Gewerbetreibenden und kleinen Grundbeſitzer, welche hiedurch 
Schutz vor wucheriſcher Ausbeutung erhalten ſollen, immer mehr und mehr als 
dringendes Bedürfniß erſcheint, muß auch der Frage, wie die Mittel der Spar⸗ 
caſſen unbeſchadet der in erſte Linie zu ſtellenden Sicherheit der Einlagen dem 
Perſonaleredit zugänglich gemacht werden können, eine erhöhte Bedeutung bei⸗ 
ö gemeſſen werden. 

| In letzterer Beziehung wurde ſchon mit dem Erlaſſe des beſtandenen k. k. 
Staatsminiſteriums vom 20. November 1860, 3. 33.803, die Errichtung von 
Vorſchußcaſſen auf Perſonaleredit für kleinere Grund- und Gewerbsbeſitzer aus 
den verfügbaren Ueberſchüſſen des Reſervefondes der Sparcaſſen als beſonders 
anſtrebenswerth bezeichnet, und wurde dabei insbeſonders darauf hingewiesen, daß 
die Sparcaſſen nach dem Regulativ vom Jahre 1844 berechtigt ſeien, bei ent⸗ 
ſprechendem Anwachſen der Reſervefonde einen angemeſſenen Theil ihrer disponiblen 
Ueberſchüſſe zu wohlthätigen oder gemeinnützigen Localzwecken, welche immer 
zunächſt den unbemittelten Theilnehmern der Anſtalt nützlich ſein ſollen, zu ver⸗ 
wenden. 

Solche Vorſchußcaſſen find nicht als ſelbſtſtändige Vereensgebilde, ſondern 
als Einrichtungen der Sparcaſſen zu betrachten, wodurch die Mittel geboten 
werden ſollen, um vertrauenswürdige Landwirthe und Gewerbetreibende, die 
weder Obligationen zum Pfande beſtellen, noch escomptefähige Wechſel auſbringen, 
noch auch, ſei es wegen Mangel eines Realbeſitzes, ſei es wegen der Koſten oder 
wegen des Zeitverluſtes Hypotheken anbieten können, im Falle des Bedarfes in 
g möglichſt einfacher und billiger Weiſe mit kleinen Darlehen oder Vorſchüſſen zu 
betheilen, ihnen dadurch über eine augenblickliche Nothlage hinwegzuhelfen, ſie 
aus den Händen wucheriſcher Speculanten zu retten, ihrem Stande zu erhalten, 
und vor Verarmung und Ruin zu bewahren. 

Wenn dieſe Inſtitution bisher nicht jene Verbreitung gefunden hat, welche 
im Intereſſe des angedeuteten Zweckes hätte erwartet werden ſollen, ſo iſt dies 
ö nicht zum kleinſten Theile dem Umſtande zuzuſchreiben, daß zur Zeit des Er⸗ 
ſcheinens des citirten Staatsminiſterial-Erlaſſes die Mehrzahl der damals beftehen- 
den Sparcaſſen über hinreichende Reſervefonds noch nicht verfügt und eine ſpätere 
Bekanntmachung des Erlaſſes an die Sparcaſſen, ſowie eine fordernde Einfluß⸗ 
nahme der Behörden nur in ſeltenen Fällen ſtattgefunden hat. Auch die in derlei 
Angelegenheiten häufig wahrnehmbare Apathie, und die Scheu, aus dem Geleiſe 
des Gewohnten herauszutreten, ſowie das bald darauf erfolgte Entſtehen der auf 
gegenſeitiger Haftung beruhenden Spar- und Vorſchußcaſſen — der ſpäteren Ge⸗ 
noſſenſchaften — mögen zur Erfolgloſigkeit der damaligen Anregung mitgewirkt 
haben. 


Wo ſich jedoch einzelne Sparcaſſen zur Errichtung von Vorſchußcaſſen im 
vorſtehenden Sinne entſchloſſen haben, iſt deren Wirkſamkeit den gepflogenen Er⸗ 
hebungen zufolge für die Creditbedürftigen eine äußerſt günſtige, weil einfache 


und billige geweſen, und war deren Gebarung unbeſchadet des Charakters der 
Gemeinnützigkeit der Inſtitution bei nur ſeltenen minimalen Verluſten ſogar mit 
nicht unerheblichem Gewinne für die Sparcaſſe ſelbſt verbunden 

Dies gilt insbeſondere von der ebenſo einfach als zweckgemäß eingerichteten 
Vorſchußeaſſe der Sparcaſſe in Oberhollabrunn. 

Nachdem nun die Gewährung von Vorſchüſſen unter den oben angedeuteten 
Modalitäten gewiß als ein eminent gemeinnütziger Zweck für die Verwendung 
von Sparcaſſe⸗Ueberſchüſſen betrachtet werden kann, nachdem die Nothwendigkeit 
derartiger Einrichtungen im Intereſſe der kleinen Landwirthe und Gewerbe⸗ 
treibenden unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nur zugenommen hat und nach⸗ 
dem ſohin eine größere Verbreitung der gedachten Vorſchußcaſſen noch immer als 
ſehr wünſchenswerth bezeichnet werden muß, ſo findet das Miniſterium des 
Innern im Einvernehmen mit den betheil gten Miniſterien der k. k. die 
wirkſamſte Förderung der Errichtung ſolcher Caſſen aus den verfügbaren Reſerve⸗ 
fonds⸗Ueberſchüſſen der Sparcaſſen neuerlich auf das Angelegentlichſte zu empfehlen. 

Bei der Genehmigung der Errichtung derartiger Caſſen, welche der 
E im eigenen Wirkungskreiſe zuſteht, werden folgende Be⸗ 
ſtimmungen als Richtſchnur zu nehmen ſein. 

I. Zur Fundirung der Vorſchußcaſſe iſt von der Generalverſammlung 
der Sparcaſſe ein ziffermäßig beſtimmter Betrag, welcher aber bei fortſchreitender 
Vermehrung des Reſervefondes im Bedarfsfalle angemeſſen erhöht werden kann, 
mit der Beſtimmung zu widmen, daß die jährlichen Gebarungs-Ueberſchüſſe dem 
Reſervefonde der Sparcaſſe zuzuſchreiben ſeien. 

Der zu widmende Betrag kann aber nur jenen Ueberſchüſſen der Sparcaſſe⸗ 
Gebarung entnommen werden, welche die Sparcaſſen zufolge $ 12 des Regu⸗ 
lativs zu wohlthätigen oder gemeinnützigen Localzwecken widmen dürfen. Zu 
dieſer Verwendungsart wird eine vorgängige Aenderung der Sparcaſſe-Statuten 
nicht erforderlich ſein; wohl aber bedarf dieſelbe der Bewilligung der politiſchen 
Landesſtelle, welche bei mangelnder Statutenbeſtimmung über die Höhe des Re— 
ſervefondes zu beurtheilen haben wird, ob und inwieweit die Ueberſchüſſe zu 


dem gedachten Zwecke herangezogen werden können, ohne die in erſter Linie ſtets 


zu wahrende Sicherheit der Sparcaſſe-Einlagen zu gefährden. 
II. Die Wirkſamkeit der einzelnen Vorſchußcaſſen iſt zunächſt auf den 
Sitz der Sparcaſſe und deren Umgegend zu beſchränken; ſie kaun aber, namentlich 


bei allmaliger Anſammlung des erforderlichen Fondes auch auf den ganzen Um- | 


kreis, aus welchem der Sparcaſſe Einlagen zuzufließen pflegen, ausgedehnt werden. 
III. Als Zweck der Vorſchußcaſſen iſt die Gewährung von billigen, in 
kurzer Friſt rückzahlbaren Darlehen auf Perſonaleredit an vertrauenswürdige 
Perſonen aus den Kreiſen der kleinen Grund- und Gewerbebeſitzer feſtzuſtellen. 
Die Gewährung von Darlehen gegen Hypothekenbeſtellung wäre nach dem 
Zwecke dieſer Einrichtung nicht in Ausſicht zu nehmen; doch kann nach Maßgabe 
der Umſtände die Leiſtung einer beſonderen Sicherheit verlangt werden; wie durch 
Stellung eines annehmbaren Solidarbürgen, durch Uebergabe eines angemeſſenen 
Fauſtpfandes in einzelnen Fallen, ohne daß hieraus die Berechtigung zum 


Betrieb eines von einer beſonderen Bewilligung abhängigen Pfandleihgeſchäftes 


abgeleitet werden könnte u. dgl. 

IV. Die Darlehen find in der Regel in Beträgen von 10 — 100 fl. gegen 
mäßige Verzinſung und unter Feſtſtellung billiger Rückzahlungsraten zu gewähren. 
Der k. k. bleibt es anheimgeſtellt, bei Bildung der einzelnen 
Vorſchußcaſſen mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe, ſowie 
auf die Höhe des dieſem Zwecke gewidmeten Eapitals auch die Gewährung von 


Darlehen bis 200 fl. zu bewilligen. Da dieſen Darlehen nicht der Charakter von 


Almoſen aufgedrückt werden darf, ſind nur ſolche Darlehenswerber zu berüd- 
ſichtigen, rückſichtlich deren, vermöge ihrer perſönlichen und wirthſchaſtlichen Ver⸗ 


hältniſſe, oder der von ihnen gebotenen beſonderen Sicherheit begründete Hoffnung 


gegeben iſt, daß die erfolgten Vorſchüſſe werden zurückgezahlt werden. 

V. Für die Rückzahlung der Darlehen iſt eine angemeſſene Friſt, welche 
jedoch ein Jahr nicht überſchreiten darf, feſtzuſetzen, zugleich zu beſtimmen, daß 
vor vollſtändiger Rückzahlung eines Darlehens demſelben Schuldner kein neuer 


Vorſchuß gewährt werden kann und daß bei Nichteinhaltung der Zahlungstermine 
binnen 8 Tagen nach fruchtloſer Mahnung des Schuldners, eventuell Bürgen, 


das Capital ſammt Zinſen im gerichtlichen Wege werde eingetrieben werden. 

I Es iſt ferner feſtzuſetzen, wer über die Bewilligung der Darlehen zu 
entſcheiden hat, ob der Sparcaſſe⸗Ausſchuß oder die Direction, oder ein eigenes 
collegiales Organ, das aus Mitgliedern des Ausſchuſſes und der Direction, oder 
auch theilweiſe aus andern unabhängigen und vertrauenswürdigen Perſonen 
beſtehen kann. 

Die Bewilligung und Erfolgung des Darlehens hat über mündliche oder 
ſchriftliche Anmeldung, welche von der Verwaltung in ein eigenes fortlaufendes 


Anmeldungsverzeichniß einzutragen iſt, nach gewiſſenhafter Erhebung und Prüfung 
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der Creditverhältniſſe des Darlehenswerbers in einfachſter und kürzeſter Weiſe 
zu geſchehen. 

Die Darlehensgeſuche ſind in der Reihenfolge der Anmeldung zu erledigen; 
| doch kann beſtimmt werden, daß ſolche Perſonen vorzugsweiſe zu berückſichtigen 
ſind, welche in beſſeren Jahren ſelbſt Sparcaſſe⸗Einlagen gemacht und ihren Sinn 
| für Wirthſchaftlichkeit bethätigt haben oder welche Darlehen zum Erſatze gefallenen 

Viehes, zum Ankauf von Samen, für Werkzeuge, Rohmaterial u. dgl. dringen d 
benöthigen. 

| VII. Ueber das gewährte Darlehen und die Modalitäten feiner Verzin⸗ 
ſung, Rückzahlung und eventuell Sicherſtellung iſt ein auf die Sparcaſſe lautendes 


Schulddocument auszuſtellen, wobei außer den Stempeln keinerlei Gebühren zu 
berechnen ſind. 

VIII. Die Verwaltung der Vorſchußcaſſe und die Beſorgung der Vorſchuß⸗ 
geſchäfte hat abgeſondert von der übrigen Sparcaſſe-Gebarung durch die Spar- 
caſſe⸗Adminiſtration unter Controle des Ausſchuſſes ſtattzufinden. Ueber die Geba⸗ 
rung der Vorſchußcaſſe iſt jährlich an die Sparcafje Bericht und Rechnung zu 
erſtatten und ſind deren Reſultate im Rechnungsabſchluſſe der Sparcaſſe beſon⸗ 
ders erſichtlich zu machen. 

IX. Für die Einrichtung und Geſchäftsführung der Vorſchußcaſſen wird 
E den vorſtehenden Andeutungen von der Sparcaſſe eine eigene Inſtruction 
| 


| 
| 


auszuarbeiten und der k. k. zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen ſein. 

Die k. k. wird aufgefordert, hievon ſowohl die Spar: 
caſſen als die bei denſelben beſtellten l. f. Commiſſäre zu verſtändigen und das 
baldige Inslebentreten dieſer Einrichtung, welche von dem gemeinnützigen Cha⸗ 

rakter der Sparcaſſen ein neues Zeugniß geben würde, in jeder Weiſe zu 
| unterftüßen. 

| Ueber die Ergebniſſe dieſer Einrichtung und die hiebei gemachten Wahr⸗ 
nehmungen und etwa ſich als förderlich darſtellenden Anträge iſt am Ende jedes 
Geſchaftsjahres zu berichten. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben die wirklichen Legationsſecretäre Emanuel Freiherr 
v. Salzberg, Raoul Fürſt Wrede und Wilhelm Graf zu Lippe⸗Weißen⸗ 
fels zu Honorar⸗Legationsräthen ernannt. 
Seine Majeſtät haben den Oberingenieur Joſef Hagel zum Baurathe 
extra statum ernannt. 
Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar -Viceconſulates in 
| Djedda genehmigt und den Lloydagenten Lorenz Rubelli zum unbeſoldeten 
Conſul daſelbſt ernannt. 
| Seine Majeſtät haben dem n. ö. Landesbuchhalter Joſef Dworzak das 
Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Titular⸗Polizeicommiſſär und Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten der Trieſter Polizeidirection Franz Fröhlich anläßlich deſſen 
Penſionirung taxfrei den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Poſtofficial Theodor v. Wallpach zu Schwa- 
nenfeld in Brixen den Titel und Charakter eines Poſtverwalters verliehen. 


Erledigungen. 

Zwei Conceptsprakticantenſtellen bei der Poſtdirection für Wien und Um- 
gebung mit je 500 fl. jährlichem Adjutum, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Kanzleiofficialsſtelle im Wiener k. k. Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 
240 fl. Quartiergeld, bis 9. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Förſtersſtelle bei der Görzer k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in der 
zehnten, eventuell eine Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 
7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmun⸗ 
den in der eilſten Rangsclaſſe, bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 160.) 

' Oberingenieursſtelle im Staatsbaudienſte in Nieveröfterreich mit der achten 
Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 160.) 


Demnächſt erſcheint vom 


Handbuch der Geſchichte Veſterreichs 


| von der älteſten bis zur neueſten Zeit, mit beſonderer Rückſicht auf Länder-, 
Völkerkunde und Cuͤlturgeſchichte bearbeitet von Prof. Dr. Franz Ritter 
von Krones, fünf Bände, 
eine wohlfeile Ausgabe in 50 Lieferungen a 30 kr. 

Der Preis für das complete Werk, welches bisher 22 fl. 
90 kr. koſtete, ſtellt ſich ſonach auf nur 15 fl. 

Mit dem Erſcheinen der letzten Lieferung erliſcht jedoch dieſer billige 
Subſcriptionspreis und es tritt alsdann wieder der bisherige Ladenpreis aus⸗ 
ſchließlich in Geltung. Das erſte Heft wird Anfangs Auguſt ausgegeben, die 
Fortſetzung erſcheint alsdann vom September ab in wöchentlichen Lieferungen. 
Beſtellungen erbittet die 


Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Stadt, Banerumarkt Ir. 


Hiezu als Beilage: Bogen 14 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


